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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1 . Abgeordneter 
Spranger 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung in dem 
laut Bericht in der ,,Welt“ vom 20. Juli 1974 ein- 
geleiteten Ermittlungsverfahren der Staatsanwalt- 
schaft München (Aktenzeichen: 10 JS 31 27—75) 
gegen Bundesminister Bahr wegen Falschaussage 
vor Gericht bis heute die Herausgabe der Bahr- 
Protokolle verweigert hat, und wird die Bundes- 
regierung zur Vermeidung des Vorwurfs, möghcher- 
weise Straftaten eines Bundesministers zu decken, 
die Bahr-Protokolle in vollem Umfang der Staats- 
anwaltschaft München zur Verfügung stellen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 19. August 1975 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob die Herausgabe der Protokolle 
Nachteile für das Wohl der Bundesrepublik Deutschland oder eines 
deutschen Landes zur Folge haben würde. Von dieser Prüfung hängt 
es ab, ob der Herausgabe § 96 StPO entgegenstehen könnte. 


2. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Wird des Gästehaus der Bundesregierung auch 
Vorsitzenden von Parteien zur Verfügung gestellt, 
um Kontakte mit Vorsitzenden ausländischer 
Parteien zu pflegen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 19. August 1975 

Schloß Gymnich dient der Bundesregierung als Gästehaus zur Unter- 
bringung von Staatsgästen sowie als Konferenzzentrum, während das 
Gebäude Bonn, Kiefernweg 12, vom Bundesaußenminister zur Erfül- 
lung seiner repäsentativen Verpflichtungen und gleichzeitig als Gäste- 
haus in Anspruch genommen wird. 

Im Rahmen von Besuchen ausländischer Staatsgäste ist es in der Ver- 
gangenheit sehr häufig zu Gesprächen zwischen dem Gast und politi- 
schen Persönlichkeiten aller im Bundestag vertretenen Parteien ge- 
kommen. An dieser Praxis wird sich nicht'^ ändern Grundsätzlich 
sollen jedoch Schloß Gymnich wie Haus Kiefernweg 1 2 auch in Zu- 
kunft schon aus Sicherheitsgründen wie bisher nur begrenzt genutzt 
werden. 

Dies schließt jedoch nicht aus, daß das Haus Kiefernweg 12 gelegentlich 
für Begegnungen führender Persönlichkeiten der im Bundestag ver- 
tretenen politischen Parteien mit hochrangigen ausländischen Gästen, 
die gleichzeitig Parteiführer sind, anläßlich offizieller Besuche insbe- 
sondere dann zur Verfügung gestellt wird, wenn Sicherheitsbelange 
dies erfordern. 


Geschäftsbereich des Bundesmiiüsters des Innern 


3. Abgeordneter 
Pfeifer 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den sogenannten 
,, Initiativausschuß gegen Berufsverbote“ mit Sitz 
in Hamburg, insbesondere vor dem Hintergrund des 
kürzlich von diesem Initiativausschuß in Bonn-Bad 
Godesberg veranstalteten Kongresses? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 29. August 1975 

Eine Organisation mit der Bezeichnung „Initiativ-Ausschuß gegen Be- 
rufsverbote“ ist mir nicht bekannt. Offenbar meinen Sie in Ihrer Frage 
den im Mai 1973 gebildeten Arbeitsausschuß der Initiative „Weg mit 
den Berufsverboten“, Sitz Hamburg. 

Nach den vorliegenden Erkenntnissen setzt sich etwa die Hälfte der Mit- 
glieder dieses Arbeitsausschusses aus Angehörigen kommunistischer (vor 
allem der DKP) oder kommunistisch beeinflußter Organisationen zu- 
sammen. 

Nach seiner Zielsetzung fördert der Arbeitsausschuß der Initiative „Weg 
mit den Berufsverboten“ den Kampf gegen die Nichtaufnahme von 
Linksextremisten in den öffentlichen Dienst der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Dieses Ziel wurde der Öffentlichkeit besonders deutlich durch Verlauf 
und Aussagen des am 7. Juni 1975 in Bonn-Bad Godesberg veranstalte- 
ten ,, Internationalen Hearings gegen Berufsverbote“. Das von Mitglie- 
dern des Arbeitsausschusses der Initiative „Weg mit den Berufsver- 
boten“ geleitete „Hearing“ sollte dazu dienen, Proteste gegen „Berufs- 
verbote“ in der Bundesrepublik Deutschland international zu unter- 
stützten. Die Teilnehmer waren fast ausschließlich Kommunisten 
sowie andere Personen, die sich seit langem aktiv an der Kampagne 
gegen ,, Berufsverbote“ überregional oder regional beteiligen. Etwa 
ein Zehntel der Teilnehmer waren ausländische Besucher. Sie reprä- 
sentierten meist kommunistische Parteien und internationale pro- 
kommunistische Organisationen. 

Zielsetzung und bisherige Aktivitäten des Arbeitsausschusses der 
Initiative „Weg mit den Berufsverboten“ wie insbesondere der Um- 
stand, daß seine Kerngruppe von Angehörigen kommunistischer (vor 
allem der DKP) oder kommunistisch beeinflußter Organisationen ge- 
bildet wird, legen den Schluß nahe, daß dieser Ausschuß als Instrument 
der Volksfrontbestrebungen der DKP anzusehen ist. Diese Beurteilung 
wird durch die Erkenntnisse über Verlauf und Aussagen des „Inter- 
nationalen Hearings gegen Berufsverbote“ vom 7. Juni 1975 in Bonn- 
Bad Godesberg erhärtet. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


4. Abgeordneter Inwieweit liegen der Bundesregierung Daten über 
Dr. Vohrer die verteilungspolitischen Auswirkungen einer 

(FDP) höheren Verschuldung der öffentlichen Hände vor? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 15. August 1975 

Bisher liegen in der Bundesrepublik Deutschland keine Untersuchungen 
und statistischen Unterlagen vor, die es erlauben, die Verteilungs- 
wirkungen der öffentlichen Verschuldung festzustellen. 

Für eine verteilungspolitische Beurteilung zusätzlicher Kreditaufnahmen 
müßte man - bei Unterstellung eines gleichförmigen Verlaufs - auf 
Daten zurückgreifen können, die es erlauben, sowohl die Käuferschichten 
öffentlicher Titel nach Einkommensgruppen, als auch die Kreditauf- 
nahme nach Kredit typen aufzuschlüsseln. Darüber hinaus müßten auch 
die Steuerleistungen zur Finanzierung der Zinsausgaben nach Ein- 
kommensgruppen ermittelt werden können. 

Anschließend wäre eine vergleichende Prüfung nötig, welche Vertei- 
lungswirkungen mit einer zusätzlichen Steuerfinanzierung verbunden 
wären, die dann anstelle der Kreditaufnahmen zu treten hätte. Dabei 
kommt es nicht zuletzt auch darauf an, welche Ausgaben mit Hilfe 
der zusätzlichen Kreditaufnahmen finanziert werden. 
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5. AbgOkordneter 

Dr. Vohrer 

(FDP) 


Stellt die Bundesregierung Überlegungen an, die 
Verschuldung instrumental zur breiteren Streuung 
der Vermögen einzusetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 15. August 1975 


Die Bundesregierung hielt aus Vermögens- und einkommenspolitischen 
Erwägungen von jeher eine breite Streuung des Wertpapierbesitzes für 
wünschenswert und hat sich deshalb immer darum bemüht, den Besitz 
von Wertpapieren auch für einkommensschwächere Gruppen attraktiv 
zu machen. 

Die Schuldtitel des Bundes sind zunehmend so gestaltet worden, daß 
die Anlagemöglichkeiten den individuellen Wünschen breiter Bevölke- 
rungskreise entgegenkommen. Nicht zuletzt in Verbindung mit dem 
dritten VermÖgensbildungs- und dem Sparprämiengesetz schuf eine 
sparerfreundliche Ausstattung der Papiere zusätzliche Sparanreize. 
Der in letzter Zeit verstärkte Absatz öffentlicher Wertpapiere an pri- 
vate Sparer - insbesondere durch Plazierung von Schatzbriefen - kann 
als Erfolg im Sinne einer breiteren Vermögensstreuung angesehen 
werden. 

Dem Bemühen, durch neue Instrumente der Kreditaufnahme eine 
bessere Einkommens- und Vermögensverteilung zu erreichen, sind aber 
Grenzen gesetzt: Der Kreditbedarf der öffentlichen Hand wird nur 
dann gedeckt werden können, wenn auch weiterhin die Banken in 
erheblichem Umfang Anleihen und andere öffentliche Schuldtitel 
kaufen. Wegen der Zwischenschaltung der Banken sind Be- und Ent- 
lastungswirkungen, die von öffentlichen Kreditaufnahmen ausgehen, 
nicht abzugreifen. Zudem fehlt das statistische Material zu solchen 
Untersuchungen. 


6. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darlegen, aus welchen 
Reuschenbach Gründen Reiseversicherungen das Rücktrittsrisiko 

(SPD) im Falle überraschend eintretender Arbeitslosig- 

keit nicht abdecken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 15. August 1975 


Das Risiko des Rücktritts vom Reiseveranstaltungsvertrag wegen plötz- 
lich eintretender Arbeitslosigkeit ist nach den ,, Allgemeinen Be- 
dingungen für die Reise-Rücktrittskosten-Versicherung (ABRV)“ 
- vgl. Veröffentlichungen des Bundesaufsichtsamtes für das Versiche- 
rungswesen 1972, S. 125 f - nicht gedeckt. 

Es handelt sich um Musterbedingungen, die von einer Kommission 
der führenden Reiseausfallkosten-Versicherer unter Einschaltung 
des Bundesaufsichtsamtes - BAV — erarbeitet worden sind. Die Ver- 
sicherer haben diese Musterbedingungen später ihren unternehmens- 
eigenen Anträgen auf Genehmigung der hierin liegenden sogenannten 
Geschäftsplanänderung (vgl. §§ 5, 13 des Versicherungsaufsichtsge- 
setzes - VAG) zugrundegelegt. Diese Anträge sind deshalb vom BAV 
genehmigt worden, weil diese Bedingungen den gesetzlichen Bestim- 
mungen entsprachen und in ihnen insbesondere kein Mißstand zu 
erkennen war, der die Belange der Versicherten gefährdet (vgl. §§ 8 
Abs. 1 Nr. 2, 10 VAG). 
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7. Abgeordneter 
Reuschenbach 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Einbeziehung dieses 
Rücktrittsgrundes in den Risiko-Katalog der Reise- 
versicherungen für gerechtfertigt, und will sie auf 
eine solche Erweiterung des Versicherungsschutzes 
hinwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 15. August 1975 

\ Die Bundesregierung ist gegenwärtig bemüht, auf eine Verbesserung des 

Versicherungsschutzes der Reiseausfallkosten-Versicherung hinzuwirken. 
Die hierdurch bedingte Steigerung des Schadenaufwands und die damit 
verbundene Prämienerhöhung muß jedoch in vertretbaren Grenzen 
gehalten werden, wenn diese Versicherung nicht dermaßen verteuert 
werden soll, daß sie gerade für sozial schwächere Bevölkerungsschichten 
nicht mehr tragbar ist. 

Aus diesem Grund, aber auch aus versicherungstechnischen Erwägungen, 
hält die Bundesregierung eine Erweiterung des Versicherungsschutzes 
um die Rücktrittskosten bei überraschend eintretender Arbeitslosig- 
keit nicht für zweckmäßig. Dieses Risiko ist in besonderem Maße kon- 
junkturabhängig. Bei dem deshalb zu erwartenden stark schwankenden 
Schadenaufwand könnte eine angemessene Prämie im voraus nur 
schwer errechnet werden. Jedenfalls müßte stets damit gerechnet wer- 
den, daß Versicherungsnehmer anderer Versicherungszweige die Reise- 
ausfallkosten-Versicherung in Zeiten der Rezession subventionieren 
müssen; damit wäre aber der aufsichtsrechtliche Grundsatz verlassen, 
wonach sich jeder Versicherungszweig grundsätzlich selber tragen muß. 


8. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


In welchem Ausmaße hat die Bundesregierung seit 
1972 die Aufklärungsarbeit im Ausland finanziell 
erhöht oder gemindert, und in welchem Ausmaße 
hat sie gleichzeitig die Aufklärungsarbeit im Inland 
finanziell erhöht oder gemindert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 21. August 1975 

Die Ausgaben des Bundes für Öffentlichkeitsarbeit ini ln- und Ausland 
haben sich in den Haushaltsjahren 1972 bis 1975 wie folgt entwickelt: 


Haushaltsjahr 

Istausgaben 

für Öffentlichkeitsarbeit 
Inland Ausland 

- in Mio. DM - 

insgesamt 
in Mio. DM 

1972 

59,4 

68,8 

128,2 

1973 

60,1 

67,9 

128,0 

1974 

66,8 

67,3 

134,1 


Die Istausgaben für Öffentlichkeitsarbeit im Inland haben sich im 
Jahr 1974 gegenüber 1973 insbesondere dadurch erhöht, daß die 
Öffentlichkeitsarbeit des Deutschen Bundestages und die Aufklärungs- 
und Erziehungsmaßnahmen zur Bekämpfung von Verkehrsunfällen 
verstärkt wurden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


9, Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Entwicklung 
Milz in der Bauwirtschaft für das Jahr 1976? 

(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter Kann man davon ausgehen, daß im Jahiesdurch- 
Milz schnitt 1975 mehr als 100 000 Arbeitnehmer 

(CDU/CSU) aus der Bauwirtschaft ausscheiden, wenn ja, was be- 

absichtigt die Bundesregierung dagegen zu unter- 
nehmen, und trifft es zu, daß sich die Zahl der 
Beschäftigten im Bauhauptgewerbe etwa gegen 
1 Million in 1975 einpendeln wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 20. August 1975 

Die vorliegenden Daten sprechen dafür, daß der erforderliche Anpas- 
sungsprozeß in der Bauwirtschaft an die verringerte Baunachfrage und 
damit der Abbau der Baukapazitäten im Jahr 1976 allmählich aus- 
laufen und sein Ende erreichen wird. 

Die für das erste Halbjahr 1975 vorliegenden Beschäftigtenzahlen für 
das Bauhauptgewerbe (Januar-Juni durchschnittlich 1,176 Millionen) 
zeigen eindeutig, daß mit einem Rückgang der durchschnittlichen 
Beschäftigtenzahl im Jahr 1975 gegenüber 1974 von weit über 100 000 
gerechnet werden muß. Um einem zu starken Beschäftigtenabbau im 
Bauhauptgewerbe entgegenzuwirken, wird die Bundesregierung das 
Schwergewicht bei ihren konjunkturpolitischen Abstützungsmaß- 
nahmen auf den Baubereich legen. Die durchschnittliche Zahl der 
Beschäftigten im Bauhauptgewerbe wird im Jahr 1975 voraussichtlich 
bei etwa 1,15 Millionen liegen. 


11. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, zur direkten An- 
kurbelung der Bauwirtschaft ein zusätzliches 
Straßenbauprogramm in der Größenordnung von 
mindestens zwei Milliarden DM, verteilt auf die 
Haushaltsjahre 1975 und 1976 unmittelbar zu 
erstellen und damit den Straßenbauunternehmen 
längerfristige Kalkulationen zu ermöglichen und 
tausende von Arbeitsplätzen zu sichern, bei gleich- 
zeitigem volkswirtschaftlichen und infrastrukturel- 
len Fortschritt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 20. August 1975 

Die Bundesregierung prüft gegewärtig die Möglichkeiten, durch zeit- 
liches Vorziehen öffentlicher Investitionen kurzfristig zusätzliche 
Nachfrage nach Leistungen der Bauwirtschaft zu entfalten. Hierüber 
wird voraussichtlich in der Kabinettsitzung vom 27, /28. August 1975 
eine Entscheidung getroffen werden. 

Bei der inhaltlichen Festlegung eines solchen Programmes wird eine 
Auswahl unter den Maßnahmen zu treffen sein, die zu einer raschen 
Auftragsvergabe führen, kurzfristig abgewickelt werden können und 
einen hohen Beschäftigungseffekt haben. In den Kreis dieser Über- 
legungen wird auch der Bereich des Straßenbaus einbezogen. Aller- 
dings ist es sicher nicht zweckmäßig, den Handlungsraum für die zu 
fällenden Entscheidungen dadurch einzuengen, daß bereits vorab 
Festlegungen zugunsten eines einzelnen Bereiches getroffen werden. 
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Die konjunkturpolitischen Erwägungen konzentrieren sich natur- 
gemäß auf den Gesichtspunkt der kurzfristig wirksamen Nachfrage- 
impulse. Der von Ihnen ebenfalls angesprochene Aspekt der länger- 
fristigeren unternehmerischen Kalkulationen wird dagegen eher von 
den Haushaltsplanungen für 1976 berührt, insbesondere aber von der 
Fortschreibung des Finanzplanes für den Zeitraum 1975 bis 1979. 
Hierüber wird die Bundesregierung ebenfalls in Kürze entscheiden. 


12 . 


Abgeordneter 

Seiters 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei den beabsichtig- 
ten neuen Konjunkturprogrammen strukturschwache 
und von der Arbeitslosigkeit besonders betroffene 
Gebiete entsprechend ihren eigenen Richtlinien 
und den Forderungen des Bundesraumordnungs- 
programms vorrangig zu berücksichtigen? 


13. Abgeordneter Ist damit zu rechnen, daß Gebiete wie der ems- 
Seiters ländisch-ostfriesische Raum diesmal stärker be- 

(CDU/CSU) rücksichtigt werden als dies bei den Konjunktur- 

programmen von September und Dezember 1974 
der Fall war? 


1 4. Abgeordneter Welches Verfahren ist bei der Auswahl der Projekte 

Seiters und der Vergabe der Mittel vorgesehen, und wird 

(CDU/CSU) die Bundesregierung diesmal ihre Maßnahmen mit 

den einzelnen Landesregierungen konkret ab- 
stimmen? 


15. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ein neues Konjunk- 

Seiters Programm in Ausnahmefällen auch in Grundzen- 

(CDU/CSU) tren zur Anwendung zu bringen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 19. August 1975 

Zu Ihrer ersten Frage darf ich bemerken, daß über den finanziellen 
Umfang und die Gebietsabgrenzung bzw. über Präferenzen bestimmter 
Gebiete im Rahmen des geplanten Konjunkturprogramms noch keine 
Entscheidung getroffen ist. Die Bundesregierung wird bei ihren Über- 
legungen aber selbstverständlich die Situation der strukturschwachen 
und der von Arbeitslosigkeit in besonderem Maße betroffenen Gebiete 
mit einbeziehen. 

Die Durchführung einer eventuellen Infrastrukturförderung als Teil 
des Gesamtprogramms soll im Rahmen von Artikel 104 a (4) des 
Grundgesetzes den Ländern, mit denen eine Verwaltungsvereinbarung 
getroffen werden müßte, übertragen werden. Diese können die einzel- 
nen Vorhaben in den Gebieten bewilligen, in denen der höchstmögliche 
Effekt im Sinne des Programms erreicht werden kann. Soweit es sich 
um Vorhaben handeln wird, die in die Zuständigkeit des Bundes fallen, 
wird sehr eingehend geprüft werden, welche Räume mit Vorrang zu 
begünstigen sind. 

Soweit es sich um Maßnahmen handeln sollte, die eine Mitfinanzierung 
der Länder voraussetzen, oder bei denen die Zuständigkeit der Durch- 
führung bei den Ländern liegt, wird der Vorschlag von den einzelnen 
Ländern gemacht bzw. sie genehmigen diese, ln diesem Zusammenhang 
darf ich darauf hinweisen, daß bereits bei den letzten Konjunkturpro- 
grammen so verfahren wurde. 

Unter Hinweis auf meine zu Ihren ersten drei Fragen gegebene Antwort 
darf ich bemerken, daß vorgesehen ist, das jetzt in Arbeit befindliche 
Konjunkturprogramm bundesweit anzulegen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


16. Abgeordneter 
Dr. Götz 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch den 
Wegfall von Beitragsklassen bei der Nachentrichtung 
von Beiträgen insbesondere bei Inanspruchnahme 
der Nachentrichtung in Fünfjahresbeträgen erheb- 
liche Nachteile für diese Versicherten entstehen, 
die für die Nachentrichter, die die Nachentrichtungs- 
summe in einer Summe bezahlen, nicht entstehen, 
und welche Argumente sprechen gegen eine Bei- 
behaltung der alten Beitragsklassen für die Nach- 
entrichtung, und was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um in Zukunft Benachteiligungen von Ver- 
sicherten hinsichtlich der Nachentrichtung in Fünf- 
jahresbeiträgen zu verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 13. August 1975 

Bei der Nachentrichtung sind Beiträge in den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen grundsätzlich nach dem Beitragssatz, den Beitragsklassen 
und der Beitragsbemessungsgrenze zu entrichten, die im Jahr der tat- 
sächlichen Beitragsentrichtung gelten. Es trifft zu^ daß insbesondere bei 
einer Nachentrichtung in Raten, gewisse Nachteile entstehen können; 
diese werden jedoch durch die Vorteile der Nachentrichtung und der 
Ratenzahlung in aller Regel aufgewogen. 

Im übrigen wird angestrebt, mit Beginn des Jahres 1977 die derzeitige 
Beitragsentrichtung nach Klassen durch ein Verfahren zu ersetzen, 
das wie bisher schon im Bereich des Lohnabzugsverfahrens - eine 
stufenlose Entrichtung ermöglicht. Damit würde auch der von Ihnen 
aufgeworfenen Frage Rechnung getragen. 


17. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die soziale Ab- 
Ey Sicherung von Soldaten auf Zeit (mit einer Ver- 

(CDU/CSU) pflichtungszeit von 3 bis unterhalb von 6 Jahren, die 

nach § 1 l des Soldatenversorgungsgesetzes keine 
bzw. Übergangsgebührnisse lediglich für die Dauer 
von 6 Monaten erhalten) durch Übernahme in die 
Arbeitslosenversicherung mit Anspruch auf Ar- 
beitslosengeld zu gewährleisten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 1975 

Die Arbeitslosenversicherung erfaßt grundsätzlich nur Arbeitnehmer, 
die in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis stehen. Die Soldaten 
auf Zeit stehen demgegenüber - wie die Beamten - in einem Dienst- 
verhältnis öffentlich rechtlicher Art. Die soziale Sicherung der Soldaten 
auf Zeit obliegt deshalb dem Dienstherrn. Dementsprechend erhalten 
die Soldaten auf Zeit nach Beendigung ihrer Dienstzeit zur Erleichte- 
rung des Übergangs in das zivile Leben unter den im Soldatenversor- 
gungsgesetz genannten Voraussetzungen Übergangsgebührnisse und 
Übergangsbeihilfen- Die Dienstzeitversorgung wird ergänzt durch die 
Arbeitslosenhilfe, die bei Bedürftigkeit gezahlt wird. 

Das Bundesministerium der Verteidigung prüft zur Zeit, ob in den 
angesprochenen Fällen durch eine gesetzliche Regelung geholfen 
werden kann. Die Überlegungen sind jedoch noch nicht abgeschlossen. 
Ich bitte deshalb um Ihr Verständnis, wenn ich Ihnen noch keine 
Einzelheiten mitteilen kann. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


Ist die Bundesregierung noch der Auffassung, daß 
das Parlament bei der engültigen Entscheidung über 
die Beschaffung des MRCA noch eine Rolle spielt, 
nachdem die Beschaffung nicht nur in einschlägigen 
Bundeswehrpublikationen vorweggenommen ist, 
sondern jetzt auch der Geschäftsführer der Messer- 
schmitt-BÖlkow-Blohm GmbH (MBB) bei Vorlage 
der Bilanz für 1974 verkündet hat, der Anteil von 
MRCA am Umsatz solle nach einem internen 
,,Fünf-Jahres-Plan“ von 17 Prozent auf 25 Prozent 
anwachsen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 19, August 1975 

Das MRCA-Programm, das die Bundesregierung gemeinsam mit Groß- 
britannien und Italien durchführt, ist in einem besonderen Maße ständig 
im Parlament transparent gemacht worden. Es wurde in seinen verschie- 
densten Aspekten dem Verteidigungs- und Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages bisher zwölfmal umfassend vorgetragen. Da- 
rüber hinaus wurde den Abgeordneten aus entsprechenden Arbeits- 
kreisen ständig Gelegenheit geboten, sich zu informieren. Auch die 
unmittelbaren Kontakte einzelner Abgeordneter zu den Hersteller- 
firmen selbst haben den Kenntnisstand des Parlaments erweitert. 

Das Programm befindet sich wie mehrfach berichtet - zur Zeit in 
der Phase der industriellen Flugerprobung, deren Ergebnisse die Grund- 
lage für die Entscheidung zum Eintritt in die Produktion bilden werden. 

Gemäß den internationalen Abmachungen hat dieses Gemeinschafts- 
programm nicht nur ein befriedigendes Entwicklungsergebnis, sondern 
auch die Produktion und gemeinsame Einführung in die Streitkräfte 
der Partnerstaaten zum Ziel. 

Der Umfang dieses Programmes ließ es jedoch geraten erscheinen, das 
Programm nur in überschaubaren Phasen durchzuführen und damit 
auch die Verpflichtungen in Grenzen zu halten. Bei jeder neuen Phasen- 
entscheidung ist das Parlament uneingeschränkt eingeschaltet gewesen. 

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, von diesem Verfahren in 
Zukunft abzuweichen. Nach befriedigender Flugerprobung wird das 
Programm zur Produktionsentscheidung dem Parlament erneut vor- 
gelegt werden. 

Publikationen und interne Industrieplanungen haben auf dieses Ver- 
fahren keinen Einfluß und können weder die Entscheidungsfreiheit 
des Parlaments noch die des Bundesministers der Verteidigung be- 
einträchtigen. 


18. Abgeordneter 
Hansen 
(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


19. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Feststellung 
einer soeben veröffentlichten Denkschrift von Prof. 
Dr. Carl G. Schmidt, Präsident der Deutschen 
Krebsgesellschaft und von Prof. Dr. Eberhard 
Scherer, Beirat der Krebsgesellschaft und Direktor 
der Strahlenklinik Essen, von einem bedrohlichen 
Rückstand der Krebsbekämpfung, der Krebsfor- 
schung und Krebsbehandlung in der Bundesrepublik 
Deutschland? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 15. August 1975 

Die Bundesregierung hält die Denkschrift von Prof. C. G. Schmidt und 
Prof. Scherer, insbesondere die darin enthaltenen Vorschläge zur Ein- 
führung der medizinischen Onkologie als selbständige Disziplin sowie 
die Einrichtung und den Ausbau onkologischer Zentren, integriert in 
bereits bestehende Kliniken, für beachtenswert. 

Die Bundesregierung wird zu dieser Frage und zu den Bereichen Krebs- 
forschung, -bekämpfung und -behandlung ausführlicher bei der Beant- 
wortung der Großen Anfrage Krebsforschung Stellung nehmen. 


20. Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


Welche sächlichen und personellen Kosten ent- 
stehen durch die Schaffung einer Sachverständigen- 
kommission beim Bundesgesundheitsamt zur Erar- 
beitung einer Liste aller wesentlichen apotheken- 
pflichtigen Arzneimittel, und wie ist die dadurch 
zu erreichende wirtschaftliche Verschreibungspraxis 
zu beziffern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 12. August 1975 

Zwischen dem Bundesministerium für Wirtschaft, das für Fragen des 
Arzneimittelmarktes federführend ist, und dem Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit werden zur Zeit Überlegungen ange- 
stellt, welche Aufgaben von der in Frage stehenden Sachverständigen- 
kommission im einzelnen wahrgenommen werden müssen. Erst nach 
Klärung dieser Frage können die sächlichen und personellen Kosten 
beziffert werden. 

Regelungen über die wirtschaftliche Verschreibungspraxis enthalten 
die „Richtlinien des Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen 
über die Verordnung von Arzneimitteln in der kassenärztlichen Ver- 
sorgung“ bereits heute. Von der Arbeit der Sachverständigenkommis- 
sion werden allerdings Auswirkungen auf die Preisgestaltung bei Arz- 
neimitteln erwartet. Diese können ebenfalls erst nach Klärung der 
offenen Fragen abschließend beurteilt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


21, Abgeordneter 

Dr. Hitpka 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt es sich, daß die Peilkarten des Fern- 
meldetechnischen Zentralamtes in Darmstadt die 
Orte zwischen Ratibor und Königsberg nur in 
polnischer und russischer Bezeichnung aufführen, 
während die Namen von Straßburg, Bozen und 
Venedig ausschließlich mit den deutschen Bezeich- 
nungen verwendet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 18. August 1975 

Peilkarten sind ein Arbeitsbehelf des Funkkontrollmeßdientes 
(FuKMD), der dazu dient, den Standort unbekannter Sendefunkstellen 
auf Grund der von verschiedenen Funkkontrollmeßstellen (FuKMSt) 
ausgeführten Richtungsbe^stimmungen zu ermitteln. 
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Standortbestimmungen werden hauptsächlich bei der Kontrolle der 
Belegung des Funkspektrums und bei der Aufklärung von Funkstö- 
rungen durchgeführt. Die festgestellten Frequenzbenutzungen werden 
entsprechend den Ziffern 480 und 692 der Vollzugsordnung für den 
Funkdienst zum Internationalen Fernmeldevertrag Malaga -Torre- 
molinos 1971, dem Frequenzregistrierungsbüro der Internationalen 
Fernmeldeunion in Genf mitgeteilt. Da die von den Funkkontroll- 
meßstellen in aller Welt angelieferten Beobachtungs- und Meßergeb- 
nisse mit Hilfe elektronischer Datenverarbeitung weiterverarbeitet 
werden, muß die Schreibweise der festgestellten und dem Internatio- 
nalen Ausschuß zur Frequenzregistrierung (I.F.R.B.) mitgeteilten 
Senderstandorte mit der Ortsangabe übereinstimmen, die das für die 
Anmeldung der Frequenzbenutzung zuständige Land verwendet hat. 
Die Bundesrepublik Deutschland kann aber für Standorte außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland im allgemeinen keine Funkfrequenzen 
anmelden. So befinden sich in der ,, Internationalen Frequenzhaupt- 
kartei“ auch keine Eintragungen mehr mit den deutschen Namen 
von Orten, die in Teilen des früheren Deutschen Reiches außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland liegen. Ebenso wie bei der Kontrolle 
der Frequenzbelegung muß bei der Aufklärung und Beseitigung von 
Funkstörungen im Telex- und Telegramm verkehr die von den Ostblock- 
staaten angewendete Schreibweise der Ortsnamen verwendet werden. 

Die Ortsnamen in den Peilkarten des FuKMD wurden in den ange- 
sprochenen Gebieten in der von den betreffenden Staaten festgelegten 
Form eingetragen, um bei der Auswertung von Peilungen sofort den 
Ortsnamen mit der Bezeichnung zu finden, wie er in den für inter- 
nationale Verwendung vorgesehenen Unterlagen einzutragen ist. Von 
einer zweisprachigen Eintragung der Ortsanmen wurde abgesehen, weil 
frühere Namen bei der Arbeit der Funkkontrollmeßstellen nicht mehr 
verwendet werden können. Das gilt etwa für Ortsangaben wie Karl- 
Marx-Stadt an Stelle von Chemnitz in gleicher Weise wie Kaliningrad 
für Königsberg. 

Bei der täglichen Arbeit des FuKMD hat sich die Zweckmäßigkeit der 
benutzten Ortsbezeichnungen besonders für den osteuropäischen Raum 
erwiesen. Einige Ortsnamen in westeuropäischen Ländern sind mit der 
deutschsprachigen Bezeichnung geblieben, da die zuständigen Länder 
diese Bezeichnungen bisher ohne Beanstandungen akzeptieren (Rom = 
Roma, Luxemburg = Luxembourg und die von Ihnen erwähnten). Die 
für die internationale Verwendung zu benutzenden Bezeichnungen sind 
in diesem Fällen jedoch ebenfalls geläufig. Es besteht aber die Absicht, 
bei einer späteren Überarbeitung der Karten auch diese Ortsnamen in 
der Bezeichnung, wie sie das zugehörige Land verwendet, einzutragen. 

Bei den Peilkarten handelt es sich um innerdienstliche Arbeitsbehelfe, 
die nicht zur Veröffentlichung bestimmt sind. 


22. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in diesem Jahr 
beim Fernmeldeamt Ravensburg die Zahl der Ein- 
stellung von Fernmeldelehrlingen auf 16 gegenüber 
80 im vergangenen Jahr und damit auf ein Fünftel 
des letztjährigen Standes herabgesetzt worden ist, 
und hält die Bundesregierung diese massive Ver- 
ringerung des Angebots an Ausbildungsplätzen 
angesichts der gegenwärtigen Situation auf dem Ge- 
biet der Jugendarbeitslosigkeit für vertretbar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. August 1975 

Die allgemeine wirtschaftliche Stagnation hat sich auch auf die Nach- 
frage nach Post- und Fernmeldedienstleistungen und damit auf die 
Personalbedarfsentwicklung bei der Deutschen Bundespost ausgewirkt. 
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Obwohl die Verkehrsentwicklung im Fernmeldewesen deutlich hinter 
früheren Schätzungen zurückbleibt, die Investitionen im Fernmelde- 
wesen abnehmen, durch Rationalisierungsmaßnahmen Arbeitsplätze 
eingespart werden und die Abwanderung von Arbeitskräften in die 
Industrie und zu anderen Behörden rückläufig ist, hat die Deutsche 
Bundespost bisher noch jährlich eine große Zahl von Auszubildenden 
angenommen. 

Bei allen Entscheidungen über die künftigen Ausbildungskapazitäten 
wird auch die öffentüche Diskussion um das Angebot an Ausbildungs- 
plätzen von der Deutschen Bundespost sehr aufmerksam verfolgt. Sie 
bildet jetzt den gesamten Nachwuchsbedarf für den einfachen und 
mittleren technischen Dienst selbst aus und verzichtet auf die Ein- 
stellung von Arbeitskräften aus artverwandten Elektroberufen. Damit 
leistet sie einen beachtlichen Beitrag zur Erhaltung von Ausbildungs- 
und Arbeitsplätzen. 

Die Deutsche Bundespost betreibt im Hinblick auf den ihr erteilten 
politischen Auftrag, alle Anstrengungen zu unternehmen, um ihr 
schlechtes wirtschaftliches Ergebnis nachhaltig und im volkswirt- 
schaftlichen Interesse schnell zu verbessern, eine sorgfältige Personal- 
bedarfsplanung. Personaleinstellungen über den Bedarf hinaus führen 
zu Kostensteigerungen und wären damit ursächlich für Gebühren- 
erhöhungen im Post- und Fernmeldewesen. 

Die Personalplanung für 1975 für den fernmeldetechnischen Dienst 
der Deutschen Bundespost hat ergeben, daß aus der Unternehmens- 
sicht in diesem Jahr kein akuter Bedarf an Neueinstellungen von Aus- 
zubildenden im Fernmeldehandwerk besteht. 

Aus der allgemeinen politischen Verantwortung gegenüber der Öffent- 
lichkeit ist die Deutsche Bundespost dennoch bereit, einen Beitrag zur 
Verbesserung der beruflichen Ausbildungssituation zu leisten; sie hat 
unter Zurückstellung der rein unternehmerischen Gesichtspunkte in 
einem wirtschaftlich noch vertretbaren Rahmen 1975 1800 Neuein- 
stellungen für den Beruf des Fernmeldehandwerkers vorgenommen. 
Diese Einstellungquote ist über das ganze Bundesgebiet verteilt worden 
mit dem Ziel, dadurch fast alle Ausbildungsstätten im Bereich der 
Deutschen Bundespost zu erhalten. 

Unter Berücksichtigung dieser allgemeinen Situation wurde für den Be- 
reich der Oberpostdirektion Tübingen für 1975 eine Einstellungsquote 
von 64 Auszubildenden für das Fernmeldehandwerk vorgesehen; 

diese verteilen sich wie folgt: Ravensburg: 16 

Reutlingen: 16 

Rottweil: 32 


23. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Deutsche Bundes- 
post zu veranlassen, die Herabsetzung der Zahl der 
Ausbildungsplätze für Fernmeldelehrlinge beim Fern- 
meldeamt Ravensburg zu überprüfen und auf ein 
erträgliches Maß zu begrenzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. August 1975 

Während im Jahr 1973 noch 80 Auszubildende für das Fernmeide- 
handwerk beim Fernmeldeamt Ravensburg eingestellt werden konnten, 
bestand auf Grund der regionalen Personalsituation bereits im Jahr 
1974 kein Bedarf an Nachwuchskräften für den einfachen und mitt- 
leren fernmeldetechnischen Dienst. Trotz dieser Verhältnisse und un- 
geachtet der Tatsache, daß noch weitere Ausbildungsinstitutionen 
im Raum Ravensburg Nachwuchskräfte für elektrotechnische Berufe 
heranbilden, wurden 1974 beim Fernmeldeamt Ravensburg noch 20 Aus- 
zubildende für das Fernmeldehandwerk zur Deckung anderweitigen 
Bedarfs im Bereich der Obefpostdirektion Tübingen eingestellt. 
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Auch im Jahr 1975 besteht beim Fernmeldeamt Ravensburg kein Be- 
darf. Dennoch wurde nach eingehender Überprüfung der Situation dem 
Fernmeldeamt Ravensburg eine Einstellungsquote von 16 Auszubilden- 
den im Fernmeldehandwerk zugeteilt. 

Die Deutsche Bundespost hat damit einen erheblichen Beitrag zur 
Verringerung der Jugendarbeitslosigkeit geleistet. Sie sieht sich nicht in 
der Lage, die Zahl der Auszubildenden im Fernmeldehandwerk beim 
Fernmeldeamt Ravensburg zu erhöhen. 


24. Abgeordneter Wieviel öffentliche Telefonapparate sind in den 

Böhm Jahren 1972, 1973, 1974 und im ersten Halb- 

(Melsungen) jahr 1975 mutwillig zerstört worden? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 20. August 1975 

Die mutwilligen Beschädigungen von öffentlichen Sprechstellen mit 
Münzfernsprechern (ÖMünz) sind leider schon immer beachtlich hoch 
gewesen. Langjährig ist eine steigende Tendenz festzustellen. Im ein- 
zelnen verliefen die Schadensfälle wie folgt: 


Jahre 

Anzahl der 
jährlichen Scha- 
densfälle (mit 
eingeleitetem 
Strafverfahren) 

Schaden 
je 100 
ÖMünz/Jahr 

Änderung 
in V. H. 

(von Spalte 3) 

1 

2 

3 

4 

1970 

11 769 

21,6 

— 

1971 

16 329 

25,2 

+ 16 

1972 

15 117 

19,8 

-21 

1973 

20 652 

23,7 

+ 19 

1974 

26 728 

26,9 

+ 14 


Die Zunahme der Schäden/ÖMünz von 1970 bis 1974 beträgt 
ca. 25 v. H. Für das Rechnungsjahr 1975 liegen noch keine Ergebnisse 
(auch keine Teilergebnisse) für das gesamte Bundesgebiet vor. Die zeit- 
weise örtlich sprunghaft angestiegene Zahl von Beschädigungen öffent- 
licher Sprechstellen läßt befürchten, daß sich die steigende Tendenz 
der Schadensfälle fortsetzen wird. 

Möglichkeiten zur Minderung der Schäden durch Konstruktionsände- 
rungen usw. werden im Rahmen des technisch Möglichen und wirt- 
schaftlich Vertretbaren berücksichtigt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


25. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang ist bzw. wird der Wohnungs- 
bau in den Jahren 1969 bis 1975 durch öffentliche 
Mittel (Bund, Länder, Gemeinden) nach dem Ersten 
und nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz geför- 
dert, und mit welchen Förderungsmitteln kann für 
die Jahre 1976 bis 1978 gerechnet werden? 
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Antwort des Bundesministers Ravens 
vom 27., August 1975 

Nach den bis Mitte 1974 vorliegenden Daten der Bewilligungsstatistik 
sind von den Bewilligungsstellen der Länder in der Zeit vom 1. Januar 
1969 bis 30. Juni 1974 (aus Bundes- und Landesmitteln) bewilligt 
worden: 

Im ersten 

Förderungsweg 6,87 Milliarden DM Öffentliche Mittel zur Fi- 
nanzierung der Bauvor- 
haben 

1 ,80 Milliarden DM objektbezogene Beihilfen 

(nur 1. Jahresrate!) zur 
Senkung der Mieten bzw. 
Belastungen 

im zweiten 

Förderungsweg 660 Millionen DM Mittel zur Finanzierung 

der Bauvorhaben 

329 Millionen DM objektbezogene Beihilfen 

( 1 . Jahresrate) zur Sen- 
kung der Mieten bzw. Be- 
lastungen 

Der Bund hat den Ländern in den Jahren 1969 bis 1974 zur Verfügung 
gestellt : 

Für den ersten 

Förderungsweg 3,59 Milliarden DM Darlehensmittel zur Finan- 
zierung der Bauvorhaben 

468 Millionen DM abgezinste Einmalzuschüs- 

se zur Verbilligung der 
Mieten bzw. Belastungen 
auf die Dauer von min- 
destens 8 Jahren 

für den zweiten 

Förderungsweg 3,12 Milliarden DM Bewilligungsrahmen für die 

degressiv auf jeweils 
1 2 Jahre verteilte Gewäh- 
rung von Aufwendungs- 
darlehen im Regionalpro- 
gramm des Bundes (1971 - 
1973) 

Mittel der Gemeinden sind in der Bewilligungsstatistik für den Zeit- 
raum von 1969- 1973 in Höhe von 875 Millionen DM ausgewiesen. 

Für die Jahre 1976 bis 1978 sieht die geltende mittelfristige Finanz- 
planung des Bundes rund 3,2 Milliarden DM vor. 


26. Abgeordneter In welchem Umfang hält es die Bundesregierung 

Dr. Zcitel für angebracht und möglich, die Förderungsmittel 

(CDU/CSU) vermehrt für den Eigenheimbau einzusetzen, bzw. 

zusätzliche Förderungsmöglichkeiten hierfür zu 
eröffnen? 

Antwort des Bundesministers Ravens 
vom 27. August 1975 

Nach dem Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Wohnungseigen- 
tum und Wohnbesitz im sozialen Wohnungsbau ist vorgesehen, mehr 
als 50 % der Förderung für Eigentumsmaßnahmen zu verwenden. 

Im übrigen kann die Bundesregierung keinen Einfluß auf die Art der zu 
fördernden Wohnungen nehmen. Diese Entscheidung obliegt nach der 
Verfassung allein den Ländern. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers fiir 
Forschung und Technologie 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergebnisse 
amerkanischer Forscher, nach denen bestimmte, 
derzeit verwendete Treibgase für Spraydosen zu 
einem Abbau des lebenswichtigen Ozons, das als 
Filter gegen den Menschen gefährdende Bestand- 
teile der Sonnenstrahlung wirkt, in den oberen 
Schichten der Erdatmosphäre führt und somit die 
Gefährdung durch Hautkrebserkrankungen lang- 
fristig erhöht? 

Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 4. September 1975 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß Anwendung und Ver- 
brauch von Fluor-Chlor-Kohlenwasserstoffen (FKW), wie sie z. B. 
in Sprays Verwendung finden, in einigen Fällen zu einer vermeidbaren 
Umweltbelastung beitragen. Sie sieht die These über einen teilweisen 
Abbau der Ozonkonzentration in der Stratosphäre auf Grund neuester 
wissenschaftlichen Erkenntnisse als ausreichend begründet an. Aller- 
dings gibt es zu der Frage der Wirkung dieses Prozesses noch keine 
klaren wissenschaftlichen Aussagen. 

Insbesondere können gemessene Schwankungen des Ozongehaltes in 
der Stratosphäre sowohl durch atmosphärische-physikalische Faktoren 
als auch durch natürliche chemische Reaktionen hervorgerufen werden. 
Der durch den Abbau von FKW bedingte Anteil kann z. Z. noch nicht 
exakt angegeben werden. 

Als biologische Wirkung ist seit längerem die Korrelation zwischen er- 
höhter ultravioletter Strahlung und der Gefahr von Hautkrebserkran- 
kungen bekannt. Dies zeigen auch die regelmäßigen Warnungen vor zu 
starker Sonnenbestrahlung der Haut z. B. an der See oder im Hoch- 
gebirge. Wiederum ist jedoch die Veränderung dieser Gefahr durch ver- 
mehrte FKW-Emissionen nicht genau zu beurteilen. 

Die Bundesregierung wird daher 

- dem Problem erhöhte Aufmerksamkeit schenken 

- die Diskussion in internationalen Gremien unterstützen 

- von ihr angeregte Forschungsarbeiten verstärken und die Ergeb- 
nisse wissenschaftlich Untersuchungen, die z. Z. auch im größeren 
Umfange in den USA durchgeführt werden, auswerten. 

Damit werden Voraussetzungen geschaffen, um gegebenenfalls recht- 
zeitig auch international abgestimmte Maßnahmen zu treffen. 


27. Abgeordneter 

Zeltler 

(SPD) 


28. Abgeordneter 

Zeltler 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, Forschungen anzu- 
regen und zu unterstützen, um andere, die Umwelt 
nicht zerstörende Treibgase zu entwickeln? 


Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 4. September 1975 

Eine Förderung der Entwicklung neuer Treibgase durch die Bundes- 
regierung ist nicht vorgesehen. Es sind eine Reihe anderer Treibgas- 
Systeme bekannt, die jedoch mit meist sicherheitstechnischen Nach- 
teilen verbunden sind. Da Fluor-Chlor-Kohlenwasserstoffe zu etwa 
40-50 % in anderen Anwendungsgebieten als für Sprays Verwendung 
finden, wäre durch entsprechende Entwicklungen das Problem zudem 
nicht vollständig zu lösen. 
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29. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Pressemeldung 
(FAZ vom 16. Juli 1975), nach der die Transport- 
kostenangaben je Kilo Nutzlast bei der sogenannten 
Billigrakete auf eine Anfrage falsch sein sollen, bzw. 
es sich um eine bewußte Irreführung handeln solle? 


Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 3. September 1975 

Die Kostenschätzungen für das Space-Shuttle beruhen auf offiziellen 
Angaben der NASA. Auch nach deren Aussage werden die tatsächlichen 
Kosten für den Shuttle-Start erst endgültig berechenbar sein, wenn das 
System seine operationeile Phase erreicht hat (vgl. NASA Authorization 
for Fiscal Year 1974, Hearings before the Committee on Aeronautical 
and Space Sciences, United States Senate, Part. 1, Seite 198). 

Selbst wenn die Angaben in dem von Ihnen angeführten Artikel der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 16. Juni 1975 zutreffend sein 
sollten, daß sich die effektiven Kosten für den Transport von 1 kg 
Nutzlast mit dem Space-Shuttle von 850 DM auf 2000 DM erhöhen, 
hätte dies im Vergleich zur OTRAG-Rakete trotzdem wenig Aussage- 
kraft, weil beim Start mit dem Space-Shuttle die Nutzlasten wieder 
zurückgebracht werden können. 


30. Abgeordneter Wie setzt sich die Kommission zusammen, die für 
Ey die Bundesregierung bei der Raketensystement- 

(CDU/CSU) Wicklung beratend tätig ist? 

Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 3. September 1975 

Da das Bundesinteresse an der Aufrechterhaltung einer beschränkten 
Kapazität auf dem Gebiet der Trägertechnologie durch die Beteiligung 
am Europäischen Weltraumprogramm und damit an der europäischen 
Rakete ARIANE abgedeckt ist, gibt es keine besondere beratende 
Kommission für Trägerfragen. 


Bonn, den 5. September 1975 



